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UNO Organisation der Vereinten Nationen
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten

ONU Organisation des Nations unies
AELE Association européenne de libre-échange
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Das EDA publizierte im Juni 2021 die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024, welche die
in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 aufgeführten Ziele und Prioritäten für
den universellen Schutz der Menschenrechte im Detail darlegten. Gemäss Botschaft des
Bundesrats zur Strategie setzt sich die Schweiz für die Universalität, Interdependenz
und Unteilbarkeit der Menschenrechte ein und stärkt den internationalen
Rechtsrahmen zum Schutz dieser Rechte. In den Leitlinien wurde ein spezieller Fokus
auf die Einhaltung der Meinungsäusserungsfreiheit, die Abschaffung der Todesstrafe,
die Einhaltung des Folterverbots und den Minderheitenschutz gelegt. Zudem führte das
Dokument aus, wie die Menschenrechte in den Bereichen Frieden und Sicherheit,
Wirtschaft sowie Nachhaltigkeit gefördert werden sollen. Im Bereich «Frieden und
Sicherheit» fokussieren sich die Bemühungen der Schweiz auf die Arbeit innerhalb der
UNO sowie auf spezifische Massnahmen zur Friedensförderung, wie
Mediationsprozesse, Friedensoperationen, Beobachtermissionen oder
Wahlüberwachung. Der Schwerpunkt «Wirtschaft» umfasst insbesondere die
Zusammenarbeit mit jenen Schweizer Unternehmen, welche durch ihre Aktivitäten im
In- und Ausland die Meschenrechtslage in verschiedenen Ländern beeinflussen können.
Für die Schweiz stehen laut Leitlinien bei der Umsetzung die UNO-Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte im Zentrum des Interesses. Damit diese auch im
digitalen Raum gewährleistet werden können, nutzt die Schweiz die in der Strategie
Digitalaussenpolitik 2021-2024 definierten Instrumente, wie den Standort Genf, der als
wichtiges Zentrum für digitale Gouvernanz gilt. Der thematische Schwerpunkt
«Nachhaltigkeit», der sich auch in der Aussenpolitischen Strategie findet, soll im
Bereich der Menschenrechte vor allem zur Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen, wie etwa die
nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen oder die Erfüllung des Pariser
Klimaabkommens, beitragen. Das soll unter anderem durch den Einsatz der Schweiz für
die Durchsetzung des Rechts auf Wasser, Bildung und Gesundheit erreicht werden. Das
EDA vertritt den Standpunkt, dass eine intakte Umwelt nicht nur eine Voraussetzung für
die Umsetzung der Menschenrechte ist, sondern dass der Respekt der Menschenrechte
– beispielsweise die Mitwirkungsrechte der betroffenen Bevölkerung – auch zu einer
nachhaltigeren Umweltpolitik führen kann. In diesem Sinne fordern in der UNO und im
Europarat mehrere Staaten die Anerkennung eines Grundrechts auf eine sichere,
saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt. An dessen Verwirklichung könne sich die
Schweiz auf multilateraler Ebene ebenfalls beteiligen, so der Bundesrat. Zu den
wichtigsten bilateralen und multilateralen Methoden der Umsetzung dieser
Massnahmen gehören Aktivitäten des schweizerischen Aussennetzes,
Menschenrechtsdialoge und Initiativen im Rahmen der UNO und der OSZE. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2021
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Conseil national a refusé de transmettre un postulat de la Commission des affaires
juridiques invitant le gouvernement à procéder sans retard à une modification des
traités d'extradition qui autorisent encore pareille mesure pour une infraction passible
de la peine de mort. 2

POSTULAT
DATUM: 20.12.1995
LIONEL EPERON

Avant de se rendre au Sri Lanka, Didier Burkhalter a mené des entretiens politiques en
Indonésie. A Jakarta, il a rencontré le président indonésien, Joko Widodo, et la ministre
indonésienne des affaires étrangères, Retno Marsudi, avec lesquels il a abordé la
sécurité ainsi que l'intensification de la collaboration bilatérale, notamment en ce qui
concerne les relations économiques entre les deux pays. Le conseiller fédéral a fait
savoir que la Suisse était très intéressée à ce que l'Indonésie conclue un accord de
partenariat économique avec l'AELE. Dans un tout autre registre, le chef du DFAE a
également fait part de son inquiétude face à la reprise des exécutions en Indonésie en
soulignant que la peine de mort allait à l'encontre des droits de l'homme et que son
abolition était une grande priorité pour la Suisse. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.03.2015
CAROLINE HULLIGER
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Anfang November 2021 begrüsste Bundesrat Cassis anlässlich des 100-Jahr-Jubiläums
der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen der Schweiz und dem
Heiligen Stuhl seine Eminenz Kardinal Parolin, den Staatssekretär des Vatikans. Das
Jubliäum, welches aufgrund der Corona-Pandemie um ein Jahr hatte verschoben
werden müssen, bot auch Anlass, um verschiedene bilaterale und multinationale
Themen zu diskutieren. So tauschten sich die beiden Delegationen über ihr
gemeinsames Engagement und ihre Zusammenarbeit zur Festigung des Friedens und
dem Schutz der Menschenwürde aus und unterzeichneten eine gemeinsame Erklärung
zur Förderung von Frieden und Menschenrechten in der Welt. Darin wurden die
Abschaffung der Todesstrafe, der Minderheitenschutz und der interreligiöse Dialog
besonders hervorgehoben. Nebst den bilateralen Gesprächen traf sich der Vertreter
des Vatikans auch mit Bundespräsident Parmelin und stattete der Universität Freiburg
einen Besuch ab, wo eine öffentliche Konferenz zur Geschichte der
zwischenstaatlichen Beziehungen der beiden Staaten abgehalten wurde. 
Kurz zuvor, im Oktober 2021, hatte der Bundesrat überdies beschlossen, beim Heiligen
Stuhl in Rom eine Schweizer Botschaft einzurichten, um die diplomatischen
Beziehungen der beiden Länder zu vertiefen. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.11.2021
AMANDO AMMANN

1) Leitlinien Menschenrechte 2021-2024; Medienmitteilung EDA vom 3.6.21
2) BO CN, 1995, p. 2654 s.
3) Communiqué du DFAE du 16.03.2015
4) Medienmitteilung EDA vom 8.11.21
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